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ZUSAMMENFASSUNG

Im Jahr 2006 wurde im Statistischen Bundesamt ein neuer Arbeitsbereich zur Unter­
stützung der Bundesregierung bei der Umsetzung ihres Programms „Bürokratieabbau 
und bessere Rechtsetzung“ eingerichtet. Dessen zentrale Aufgabe war zunächst, die 
durch Bürokratie verursachten Kosten zu quantifizieren. Seitdem erfolgte eine kon­
stante Weiterentwicklung von Aufgaben und Methodik, zusammen mit den jeweiligen 
Bundesregierungen und auf Basis der Interessen der Nutzerinnen und Nutzer. Der 
Arbeitsbereich bietet unter dem Namen „Dienstleistungszentrum der Bundesregie­
rung für Bessere Rechtsetzung“ inzwischen ein breites Portfolio an Dienstleistungen 
und Daten rund um das Thema bessere Rechtsetzung an. Damit verkörpert er den in 
der strategischen Ausrichtung des Statistischen Bundesamtes verankerten Anspruch, 
seine Position als führender Anbieter hochwertiger Daten in Deutschland zu stärken. 

	 Keywords: regulatory impact assessment – bureaucracy reduction – compliance 
costs – administrative burdens measurement – data service provider

ABSTRACT

In 2006, the Federal Statistical Office created a new Division to support the Federal 
Government in the implementation of its “Bureaucracy Reduction and Better Regula-
tion” programme. Initially, the Division’s central task was to quantify the costs imposed 
by bureaucracy. Based on the interests of users, the Division has since constantly de-
veloped its tasks and methodology together with the respective Federal Governments. 
Under the name “Federal Government Service Centre for Better Regulation”, it now of-
fers a broad portfolio of services and data on the topic of better regulation. The Divi-
sion thus embodies the Federal Statistical Office’s claim – anchored in its strategic 
orientation – to strengthen its position as a leading provider of high-quality data in 
Germany.

Susanne Hillen, Susanne Michalik, Bernd Schmidt, 
Daniel Vorgrimler
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Einleitung

Im Jahr 2006 entstand außerhalb der amtlichen Sta­
tistik, aber unter dem Dach des Statistischen Bundes­
amtes ein neuer Arbeitsbereich namens „Standardkos­
ten-Modell“. Vor dem Hintergrund der Beschwerden 
von Unternehmen über die Belastung durch Bürokratie 
hatte die damalige Bundesregierung ein „Programm für 
Bürokratieabbau und bessere Rechtsetzung“ beschlos­
sen. Wichtiger Bestandteil dieses Programms war die 
Erhebung bürokratischer Aufwände auf Grundlage des 
sogenannten Standardkosten-Modells. Damit sollte der 
„gefühlten“ Belastung ein quantitativer Ansatz gegen­
übergestellt werden, mit einer systematischen, evidenz­
basierten Bestandsaufnahme der durch Bürokratie ver­
ursachten Kosten.

Hier bot das Statistische Bundesamt – zunächst unter 
der Leitung von Präsident Johann Hahlen und ab Ende 
2006 weiter vorangetrieben durch Präsident Walter J. 
Radermacher – seine Dienste an: Durch seine Reputa­
tion und Kompetenzen bei der Erhebung, Aufbereitung 
und Veröffentlichung objektiver, unabhängiger sowie 
qualitativ hochwertiger Informationen war und ist das 
Statistische Bundesamt bestens für diese Aufgabe  
qualifiziert.

Seit damals wurden Aufgaben und Methodik zusam­
men mit den jeweiligen Bundesregierungen konstant 
weiterentwickelt. Der Arbeitsbereich bietet inzwischen 
ein breites Portfolio an Dienstleistungen und Daten 
rund ums Thema bürokratische Aufwände. Dabei wird 
der gesamte Aufwand betrachtet, der Bürgerinnen und 
Bürgern, Wirtschaft und Verwaltung durch die Befolgung 
bundesrechtlicher Vorschriften entsteht – der soge­
nannte Erfüllungsaufwand.

Die Aufgaben des Statistischen Bundesamtes umfassen 
den gesamten Regelungskreislauf  Grafik 1: Eine bes­
sere Rechtsetzung erfordert die frühzeitige Betrachtung 
der voraussichtlichen Aufwände (Ex-ante-Schätzung) im 
Rechtsetzungsverfahren. Eine Validierung dieser Pro­
gnosen erfolgt nach abgeschlossener Umsetzung des 
neuen Rechts. Entscheidend ist auch, die Erkenntnisse 
zu dokumentieren sowie die wesentlichen Regelungen 
zu evaluieren, das heißt ihre Auswirkungen, Zielsetzung 

und Zielerreichung, ihre Kosten und ihren Nutzen insge­
samt zu betrachten. 

Die so gewonnenen Daten dienen dazu, die Öffent­
lichkeit zu informieren, und vermitteln der Legislative 
Erkenntnisse für bessere Rechtsetzungsverfahren.

Flankiert werden diese Aufgaben durch vertiefende 
Untersuchungen besonders interessierender Themen 
mit dem Ziel, Verfahren zu vereinfachen und Bürokra­
tie abzubauen, etwa in Projekten. Ebenso untersuchen 
die sogenannten Lebenslagenbefragungen, wie spür­
bar Bürokratie und Entlastungsmaßnahmen sind. Die 
Beiträge des Statistischen Bundesamtes zu diesen und 
weiteren Aspekten beleuchten die folgenden Kapitel. 

Der inzwischen fest etablierte Arbeitsbereich trägt ange­
sichts seiner vielfältigen Aufgaben seit 2021 den Namen 
„Dienstleistungszentrum der Bundesregierung für Bes­
sere Rechtsetzung“. Seine Geschichte ist ein Beleg 
dafür, wie das Statistische Bundesamt mithilfe seiner 
Datenkompetenz neue Angebote für sich verändernde 
Interessen der Nutzerinnen und Nutzer seiner Informa­
tionen entwickeln und so Erkenntnisse mit Mehrwert für 
Politik, Wirtschaft und Öffentlichkeit schaffen kann. 

Der Arbeitsbereich ist damit ein Vorreiter bei der strate­
gischen Ausrichtung des Statistischen Bundesamtes: 
Ziel ist, neben einem zuverlässigen Statistikprodu­
zenten auch ein Manager von Daten zu sein, der seine 
Nutzerinnen und Nutzer (in diesem Fall die Ministerien) 
auf dem Weg vom Datum zur Information begleitet und 
berät.
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Bestandsmessung der 
Bürokratiekosten der Wirtschaft

Bürokratie beschreibt die Regelungen und Abläufe in 
einem Staat und ist wesentlich für das Funktionieren 
einer Gesellschaft. Sie verursacht jedoch Aufwand bei 
den betroffenen Bürgerinnen und Bürgern, wirtschaft­
lichen Akteuren sowie der öffentlichen Verwaltung und 
sollte das notwendige Maß nicht überschreiten.

Daher hat die Bundesregierung im Jahr 2006 Maßnah­
men zur Begrenzung der Bürokratie beschlossen. Sie 
setzte einen Nationalen Normenkontrollrat ein (§ 1 des 
Gesetzes zur Einsetzung eines Nationalen Normenkon­

trollrates [NKRG]) und errichtete eine Geschäftsstelle für 
Bürokratieabbau | 1; mit beiden Stellen arbeitet das Sta­
tistische Bundesamt konstruktiv zusammen. 

Die Bundesregierung setzte sich 2006 zum Ziel, die büro­
kratischen Belastungen systematisch zu erheben und 
um 25 % zu reduzieren. Der Fokus lag dabei zunächst auf 
den Bürokratiekosten der Wirtschaft, die durch Informa­
tionspflichten aus dem Bundesrecht verursacht werden, 
also „auf Grund von Gesetz, Rechtsverordnung, Satzung 
oder Verwaltungsvorschrift bestehende Verpflichtungen, 
Daten und sonstige Informationen für Behörden oder 
Dritte zu beschaffen, verfügbar zu halten oder zu über­
mitteln“ (§ 2 Absatz 2 Satz 3 NKRG).

  1	 Ab 2006 im Bundeskanzleramt angesiedelt, in der aktuellen,  
20. Legislaturperiode im Bundesministerium der Justiz (Bundes­
regierung, 2021).

Grafik 1
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Diese Kosten wurden mit dem in mehreren europäischen 
Ländern etablierten Standardkosten-Modell (SKM) erho­
ben. So führten die Niederlande, das Vereinigte König­
reich, Dänemark und Österreich ähnliche Bestands­
messungen durch, meist mit privatwirtschaftlichen 
Dienstleistern (Statistisches Bundesamt, 2014). In 
Deutschland entschied die Bundesregierung, das Sta­
tistische Bundesamt mit dieser Aufgabe zu betrauen: 
Es steht als neutrale Instanz für objektive und unab­
hängige Informationen und verfügt über das Know-how 
sowie qualifizierte Beschäftigte für diesen Auftrag. Im 
Jahr 2006 nahm der Arbeitsbereich „Standardkosten-
Modell“ seine Arbeit auf. 

Annahme des Modells ist, dass zur Erfüllung aller Infor­
mationspflichten im Grunde ähnliche Arbeitsschritte 
notwendig sind. Diese lassen sich Kategorien zuord­
nen, sogenannten Standardaktivitäten (Beispiele dafür 
sind: Daten beschaffen, Formulare ausfüllen). Um den 
Aufwand einer Pflicht abzubilden, werden Betroffene | 2 
– etwa durch telefonische und schriftliche Interviews –
zu ihren Arbeitsschritten und dem damit verbundenen 
Zeitaufwand sowie ihren Sachkosten (zum Beispiel für 
Büromaterial, IT-Instrumente) befragt. Die Orientierung 
an kategorisierten Arbeitsschritten und Sachkosten bil­
det nicht jeden Einzelfall ab, sondern durchschnittliche 
Verhaltensweisen zur Pflichterfüllung (Chlumsky und 
andere, 2006; Statistisches Bundesamt, 2006; Statis­
tisches Bundesamt, 2014). Dies erlaubt die standardi­
sierte Betrachtung bei vielen Betroffenen und für eine 
große Menge an Pflichten.

Der für eine Pflicht ermittelte Zeitaufwand wird anhand 
durchschnittlicher Lohnkostensätze der betroffenen 
Wirtschaftszweige – basierend auf Daten der amtlichen 
Verdienststatistiken – in Personalkosten umgerechnet. 
Zusammen mit dem Sachaufwand und multipliziert mit 
der Häufigkeit, mit der eine Pflicht im Jahr erfüllt wird, 
ergeben sich ihre jährlichen Bürokratiekosten (Vorgrim­
ler/Blasch, 2009).

  2	 Gemeint sind in erster Linie diejenigen, die eine rechtliche Regelung 
befolgen, die sogenannten Normadressaten. Die Bestandsmessung 
behandelte den bürokratischen Aufwand von Wirtschaftsunterneh­
men. Das Standardkosten-Modell funktioniert grundsätzlich aber 
ebenso für Bürgerinnen und Bürger sowie die öffentliche Verwaltung. 
Ergänzend können Fachleute befragt werden, beispielsweise Steuer­
beraterinnen und Steuerberater, welche die Unternehmen bei der 
Befolgung der Pflichten unterstützen.

Für die Bestandsmessung meldeten die Bundesministe­
rien dem Statistischen Bundesamt die in ihrem Zustän­
digkeitsbereich identifizierten Informationspflichten von 
Unternehmen. Die Messung umfasste rund 9 500 Pflich­
ten und ermittelte hierfür bis Mitte 2008 Bürokratie­
kosten in Höhe von jährlich 49,3 Milliarden Euro. Am 
höchsten war dabei der Anteil der Bürokratiekosten 
im Finanzwesen (unter anderem begründet durch das 
Umsatzsteuerrecht sowie Buchführungspflichten) mit 
rund 43 % (Statistisches Bundesamt, 2014).

In einem zweiten Schritt wollte die Bundesregierung 
25 % dieser Kosten durch die Änderung oder Außerkraft­
setzung von Regelungen einsparen. Die Auswirkungen 
dieser Maßnahmen ermittelte das Statistische Bun­
desamt durch erneute Messungen und die Fortschrei­
bung des Datenbestands in einem Monitoring. In ihrem 
Bericht für das Jahr 2012 erklärte die Bundesregierung 
das Abbauziel für erreicht (Bundesregierung, 2013). 
Sie beschloss jedoch, die Bemühungen um Bürokratie­
abbau und bessere Rechtsetzung in weiteren Regie­
rungsprogrammen fortzusetzen.

Entsprechend wird seitdem das Monitoring der büro­
kratischen Belastungen fortgeführt. Es betrachtet aus­
schließlich gesetzlich veranlasste Änderungen und blen­
det Preis- und konjunkturelle Effekte sowie Lohn- und 
Gehaltssteigerungen aus. Daher wird der Datenbestand 
zusätzlich in regelmäßigen Abständen aktualisiert, vor 
allem hinsichtlich der Lohnkosten, Fallzahlen und Sach­
aufwände (Dotzler und andere, 2019).

Transparenz über Verfahren und Ergebnisse ist wesent­
lich für deren Glaubwürdigkeit. Das Statistische Bundes­
amt veröffentlicht die Ergebnisse der Bestandsmessung, 
der Fortschreibung und der Aktualisierungen in der 
Online-Datenbank des Erfüllungsaufwands OnDEA.

Das politische Interesse an verlässlichen Daten zu 
bürokratischen Belastungen wuchs mit zunehmendem 
Wissen. Auch Wirtschaftsakteure wie Interessenvertre­
tungen forcierten zusätzliche Bemühungen zum Büro­
kratieabbau. Das Statistische Bundesamt hat ab 2006 
umfassende Expertise aufgebaut und die notwendige 
Infrastruktur sowie passende Veröffentlichungsfor­
mate geschaffen. Die ursprünglich als Projekt gedach­
ten Arbeiten haben sich als Daueraufgabe mit großem 
Potenzial erwiesen. Die Weiterentwicklung der Methodik 
und der Ausbau der Leistungen des Statistischen Bun­
desamtes sind Themen der nächsten Kapitel.
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Einführung des Erfüllungsaufwands

In der 17. Legislaturperiode (2009 bis 2013) beschloss 
die Bundesregierung, mehr Gewicht auf die Gesetzesfol­
genabschätzung zu legen. Die Bundesministerien ver­
pflichteten sich in der Gemeinsamen Geschäftsordnung, 
den Erfüllungsaufwand in allen Regelungsvorhaben 
(also vor allem bei Gesetz- und Verordnungsentwürfen) 
darzustellen. Beim Erfüllungsaufwand handelt es sich 
um den gesamten Zeitaufwand und die Kosten, die durch 
die Befolgung bundesrechtlicher Vorschriften entstehen 
(§ 2 Absatz 1 NKRG). Bürokratiekosten aus Informations­
pflichten, die zuvor betrachtet wurden, sind eine Teil­
menge des Erfüllungsaufwands. Neben den Kosten der 
Wirtschaft werden nun auch die Aufwände der Bürge­
rinnen und Bürger sowie der Verwaltung berücksichtigt 
(Vorgrimler und andere, 2011; Statistisches Bundesamt, 
2022b).  Grafik 2

Die Stärkung der Gesetzesfolgenabschätzung führte im 
Statistischen Bundesamt zur Verstetigung der Arbeiten. 
In § 8 NKRG wurde unter anderem die Unterstützung bei 
der Ex-ante-Schätzung des Erfüllungsaufwands festge­
schrieben, wodurch das Statistische Bundesamt auch 
flexibel auf sich ändernde Datenbedarfe der Minis­
terien reagieren kann. Diese Regelung unterscheidet 
sich wesentlich von den Rechtsgrundlagen für amtliche  
Statistiken.

æ	 § 8 NKRG: Aufgaben des Statistischen 
Bundesamtes

Das Statistische Bundesamt unterstützt bei Bedarf Bun­
desregierung, Bundestag und Bundesrat bei den sich 
aus diesem Gesetz ergebenden Aufgaben, insbesondere 
durch Auswertung vorliegender Daten und die Durch­
führung von Aufwandsschätzungen. Es ist für den Auf­
bau und die Pflege der Datenbanken zuständig, die für 
Berichterstattung und Erfolgskontrolle im Sinne dieses 
Gesetzes erforderlich sind.

2022 ­ 0313
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Kategorien des Erfüllungsaufwands
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Im Jahr 2012 griffen die Ministerien bereits bei 
65 Gesetzgebungsverfahren auf die Kompetenz des 
Arbeitsbereichs zurück. In der 19. Legislaturperiode 
(2017 bis 2021) war das Statistische Bundesamt bei 
36 % der Regelungsvorhaben mit Erfüllungsaufwand an 
dessen Schätzung beteiligt. In Hochphasen der Gesetz­
gebungstätigkeit arbeitete das Statistische Bundesamt 
zeitgleich an über 30 Regelungsvorhaben. 

Zur Steigerung der Daten- und Methodenkompetenz in 
den Bundesministerien bietet die Geschäftsstelle Büro­
kratieabbau mit dem Sekretariat des Nationalen Nor­
menkontrollrats und dem Statistischen Bundesamt wie­
derkehrende Erfüllungsaufwandsschulungen an. Darin 
geht es neben einer Einführung in die Methodik um die 
Suche nach passenden Daten und die Wahl geeigne­
ter Schätzstrategien. Wenn keine Statistiken vorliegen, 
arbeitet man mit Expertenbefragungen, Internetrecher­
chen, der Verknüpfung von Daten, Schätzungen und der 
Plausibilisierung von Annahmen. Dabei gilt: Eine Zahl, 
unter Angabe der damit verbundenen Unsicherheit, ist 
besser als keine Information für politische Entschei­
dungsträgerinnen und -träger über die zu erwarten­
den Gesetzesfolgen. Die vom Statistischen Bundesamt 
konzipierten Instrumente ERBEX (Erfüllungsaufwand 
berechnen Ex-ante) und das ab Ende 2022 verfügbare 
Modul Erfüllungsaufwand im Projekt Elektronisches 
Gesetzgebungsverfahren des Bundes unterstützen die 
Ministerien bei der Berechnung.

Um nach Umsetzung der neuen Regelungen die tatsäch­
lich eingetretenen Auswirkungen auf den Erfüllungsauf­
wand zu prüfen, erhebt das Statistische Bundesamt den 
Aufwand wesentlicher Pflichten zwei bis drei Jahre nach 
Inkrafttreten durch eine Ex-post-Betrachtung, die soge­
nannte Validierungs- oder Nachmessung (Statistisches 
Bundesamt, 2021).

Auch die Datenhaltung, das Datenmanagement und die 
Bilanzierung zum Erfüllungsaufwand erweitern das Port­
folio des Statistischen Bundesamtes. Dafür wurde die 
genannte öffentliche Datenbank der Bürokratiekosten 
(Krenzer/Tischner, 2009) um den Erfüllungsaufwand 
erweitert. Auf ondea.de ist der Erfüllungsaufwand von 
mittlerweile mehr als 2 500 Regelungsvorhaben mit über 
26 000 Vorgaben einsehbar. Das Statistische Bundes­
amt tritt hier als Datenmanager auf; eine Rolle, die das 
Amt strategisch mehr und mehr einnehmen will.

Seit 2012 bildet der sogenannte Bürokratiekosten­
index (BKI) die Entwicklung der Bürokratiekosten der 
Wirtschaft ab (Vorgrimler, 2013). Das Statistische Bun­
desamt veröffentlicht den BKI für die gesamten Büro­
kratiekosten aus den Informationspflichten aller Bun­
desministerien auf seiner Webseite und aktualisiert die 
Werte quartalsweise. Im Januar 2022 wies der BKI den 
niedrigsten Stand seit seiner Einführung auf.

Bürokratiekosten aus Statistikpflichten machen dabei 
weniger als 1 % der Bürokratiekosten der Wirtschaft aus 
(Statistisches Bundesamt, 2022c). Dennoch sind für 
das Statistische Bundesamt gerade diese Kosten sowie 
Möglichkeiten zur Entlastung der Auskunftspflichtigen 
von besonderem Interesse. Daher schreibt das Belas­
tungsbarometer die Belastungsänderungen bei den Er­
hebungen der Statistischen Ämter des Bundes und der 
Länder fort. 

Weiterhin führte die Bundesregierung 2015 die „One 
in, one out“-Regel zur Begrenzung des laufenden Erfül­
lungsaufwands der Wirtschaft ein: Entsteht durch eine 
neue Vorschrift laufender Erfüllungsaufwand, ist er an 
anderer Stelle zu reduzieren. Zum Stand dieser und aller 
anderen Maßnahmen bieten die Jahresberichte der Bun­
desregierung zum Bürokratieabbau und zur besseren 
Rechtsetzung an den Bundestag mit den Auswertungen 
des Statistischen Bundesamtes einen Überblick.

Als zusätzlichen Beitrag zur evidenzgestützten Politik­
gestaltung erhalten die Ministerien in jedem Quartal 
einen Bilanzierungsbericht. Dieser informiert jedes 
Ministerium darüber, wie gut es seine selbstgesteck­
ten Ziele in Bezug auf den Erfüllungsaufwand, die „One 
in, one out“-Bilanz, den ressortspezifischen Bürokra­
tiekostenindex, die Evaluierung von Gesetzen und die 
Berücksichtigung der Belange von kleinen und mittleren 
Unternehmen erreicht hat, sowie über die Ergebnisse 
der Nachmessung des Erfüllungsaufwands.

4

Lebenslagenbefragung

Während die Bundesregierung Erfolge im Bürokratie­
abbau verzeichnen kann, werden diese von den Bürge­
rinnen und Bürgern sowie von Unternehmen zum Teil 
nicht spürbar wahrgenommen. Deshalb gab die Bun­
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desregierung 2015 eine Befragung zur Zufriedenheit 
mit behördlichen Dienstleistungen auf Grundlage eines 
Lebenslagen-Modells in Auftrag. Seitdem konzipiert und 
organisiert das Statistische Bundesamt im zweijähr­
lichen Rhythmus auch diese Erhebungen (Schmidt 
und andere, 2015; Himmelsbach und andere, 2016;  
Walprecht und andere, 2020).

Im Mittelpunkt stehen Lebenslagen, in denen Bürgerin­
nen und Bürger sowie Unternehmen mit der Verwaltung 
in Kontakt stehen. Dabei handelt es sich zum Beispiel 
um den Beginn einer Ausbildung, einen Umzug oder 
die Geburt eines Kindes; bei Unternehmen um den Bau 
einer Betriebsstätte oder die Einstellung von Beschäftig­
ten. Für jede Lebenslage hat das Statistische Bundesamt 
recherchiert, welche Behörden zu kontaktieren und wel­
che Anforderungen zu erfüllen sind.

In sogenannten Reisen durch die Behördenlandschaft 
informiert das Statistische Bundesamt auf der Webseite 
amtlich-einfach.de über die möglichen Verwaltungs­
kontakte. Wie ansprechend und nutzerorientiert diese 
Darstellung ist, zeigt die wachsende Beliebtheit der 
Webseite: Im Jahr 2021 verzeichnete sie rund 250 000 

Aufrufe (gut 70 % mehr als 2020). Dabei geben die inter­
aktiven Grafiken darüber Auskunft, welche Schritte not­
wendig und welche Behörden zuständig sind, welche 
Leistungen eine Person in Anspruch nehmen kann und 
welche Dokumente benötigt werden (ein Beispiel ent­
hält  Grafik 3). Daneben können Interessierte in einer 
Kontaktanfrage individuelle Fragen formulieren.

Im Jahr 2021 nahmen an den freiwilligen telefonischen 
Befragungen 6 102 Personen und 2 598 Unterneh­
men teil. Sie machten Angaben zu ihrer Zufriedenheit 
mit Behördenkontakten in den letzten zwei Jahren in 
22 Lebenslagen bei den Bürgerinnen und Bürgern bezie­
hungsweise 11 Lebenslagen bei den Unternehmen. Die 
Bürgerinnen und Bürger konnten Einschätzungen zu 
39  Behörden und 164 Dienstleistungen abgeben, die 
Unternehmen zu 29 Behörden und 83 Dienstleistungen. 
Für 18 Faktoren gaben die Befragten an, wie zufrieden 
sie zum Beispiel mit der Bearbeitungsdauer, der Ver­
ständlichkeit offizieller Schreiben, der Hilfsbereitschaft 
und Kompetenz der Sachbearbeiterinnen und Sach­
bearbeiter oder den Öffnungszeiten der Behörden sind 
(Kühnhenrich/Michalik, 2020). Die Befragung auf Basis 
einer geschichteten Zufallsstichprobe führte das infas 

Grafik 3
Reise duch die Behördenlandschaft: Beispiel Führerschein/Fahrzeugregistrierung
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Institut für angewandte Sozialwissenschaft im Auftrag 
des Statistischen Bundesamtes durch.

Insgesamt stellen die Befragten bereits seit der ersten 
Lebenslagenbefragung 2015 der öffentlichen Verwal­
tung ein ordentliches Zeugnis aus: Auf einer Skala von 
„sehr unzufrieden“ (– 2) bis „sehr zufrieden“ (2) lag die 
Zufriedenheit der Bürgerinnen und Bürger im Jahr 2021 
bei 1,1 und die der Wirtschaft bei 1,0. Beide Gruppen 
waren also „eher zufrieden“. Bei der Art, wie die Bürge­
rinnen und Bürger mit den Behörden kommunizieren, hat 
die Bedeutung der Online-Kommunikation im Zeitverlauf 
stark zugenommen. Nutzten 2015 noch 20 % der Inter­
viewten das Internet, waren es 2021 bereits 41 %. Im 
Gegenzug ist die Bedeutung des persönlichen Besuchs 
in der Behörde rückläufig, der Anteil ging von 67 % im 
Jahr 2015 auf 46 % im Jahr 2021 zurück. Die Zufrieden­
heit mit den Online-Angeboten der Behörden liegt mit 
0,5 bei den Bürgerinnen und Bürgern beziehungsweise 
0,6 bei den Unternehmen allerdings deutlich unter der 
Gesamtbewertung.

Auf der Webseite amtlich-einfach.de können sich Inte­
ressierte in der Rubrik „Ergebnisse“ über die Zufrieden­
heit mit der Verwaltung informieren. Auf Anfrage sind 
für die Wissenschaft über das Forschungsdatenzentrum 
des Statistischen Bundesamtes faktisch anonymisierte 
Mikrodaten verfügbar.

Auch wurde untersucht, wie sich die Corona-Pandemie 
ab ihrem Beginn im März 2020 bis zur Erhebung im 
Frühjahr 2021 auf die Wahrnehmung der behördlichen 
Dienstleistungen ausgewirkt hat. Trotz langer Warte­
schlangen zur Verlängerung von Ausweisdokumenten in 
einzelnen Regionen und der Einstellung des Publikums­
verkehrs in manchen Ämtern wurde die Qualität der 
Dienstleistungen insgesamt nur geringfügig schlechter 
bewertet als vor der Pandemie (Walprecht und andere, 
2022). Die Befragten sehen die öffentliche Verwaltung 
also auch in Krisenzeiten als verlässlichen Partner.

Aufgrund von Rückmeldungen der Nutzerinnen und  
Nutzer hat das Statistische Bundesamt Stichproben­
ziehung, Fragebogen, Interviewsteuerung und Aus­
wertungsmethodik mit jeder Erhebung weiterentwickelt. 
Dabei ging es zum Beispiel um die Digitalisierung von 
Verwaltungsleistungen und detailliertere Analysen zu 
einzelnen Dienstleistungen (Walprecht und andere, 
2020).

Die Geschäftsstelle Bürokratieabbau hat gemeinsam 
mit dem Statistischen Bundesamt im Nachgang der 
Befragungen Workshops zu Themenbereichen mit unter­
durchschnittlichen Zufriedenheitswerten durchgeführt. 
Unter den Teilnehmenden waren betroffene Bürgerinnen 
und Bürger, Unternehmen sowie Fachleute aus Ländern, 
Kommunen, Behörden, Wissenschaft, Verbänden und 
Ministerien. Dabei wurden Vorschläge zur Verbesserung 
des Rechts erarbeitet. Nach Prüfung und Bewertung 
durch die Bundesregierung sind diese in das jeweilige 
Arbeitsprogramm „Bessere Rechtsetzung und Bürokra­
tieabbau“ eingeflossen.

Außerdem werden die gesammelten Kenntnisse zur 
Wahrnehmung der Verwaltung nun auch in anderen Pro­
jekten genutzt. Für die Entwicklung eines Komplexitäts­
barometers in der deutsch-französischen Grenzregion 
wird unter anderem auf die Expertise des Statistischen 
Bundesamtes zurückgegriffen. Die deutsche und die 
französische Regierung streben damit in der Umsetzung 
des Vertrags von Aachen | 3 an, Hindernisse für Grenzgän­
ger | 4 im Umgang mit den öffentlichen Verwaltungen zu 
identifizieren und zu beseitigen.

Aufgrund seiner Kompetenzen aus den Lebenslagen­
befragungen ist das Statistische Bundesamt zudem in 
die Vorarbeiten zu einer voraussichtlichen Teilnahme 
Deutschlands am OECD Trust Survey eingebunden. Die 
Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (OECD) startete 2021 eine Initiative, um 
das Vertrauen der Gesellschaft in Politik, Verwaltung, 
Justiz und Medien zu messen. Die Studie soll 2023 aus­
geweitet werden. Das Bundesministerium des Innern 
und für Heimat beabsichtigt, dabei die Erhebungs- und 
Analysekompetenz des Statistischen Bundesamtes bei 
der Adaption an die nationalen Gegebenheiten und für 
die Umsetzung zu nutzen.

  3	 Zum Vertrag von Aachen zwischen Deutschland und Frankreich siehe 
www.bundesregierung.de

  4	 Bezeichnung für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die in einem 
Staat beschäftigt sind und in einem anderen Staat wohnen.
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Projekte

Angesichts des Interesses von Politik und Verbänden 
an vertiefenden Analysen gezielter Regelungsbereiche 
hat das Statistische Bundesamt in zahlreichen Projek­
ten mit den zuständigen Ministerien einzelne Themen 
detailliert beleuchtet – hinsichtlich ihres bürokratischen 
Aufwands, der dahinterstehenden Prozesse, rechtlichen 
Rahmenbedingungen sowie Möglichkeiten, Abläufe zu 
vereinfachen und Aufwände zu verringern.  Übersicht 1

So wurde bereits 2011 das Verwaltungsverfahren zur 
Beschäftigung ausländischer Fachkräfte durch deut­
sche Unternehmen untersucht. Die Bearbeitungszeit 
eines Visumantrags zur Erwerbstätigkeit betrug 2,5 bis 
4,5 Stunden; waren jedoch Ausländerbehörden oder 
die Bundesagentur für Arbeit beteiligt, dauerte es vom 

Antrag bis zum Bescheid durchschnittlich 44 Kalen­
dertage. Daraufhin änderte die Bundesregierung die 
Rechtslage, sodass inzwischen unter anderem Auslän­
derbehörden und die Bundesagentur für Arbeit in weni­
ger Fällen zu beteiligen sind. Nach den Ergebnissen 
einer erneuten Erhebung 2015 halbierte sich die mitt­
lere Verfahrensdauer durch die Maßnahmen nahezu auf 
23 Kalendertage. 

Zunehmendes Interesse finden Evaluierungsprojekte. 
Diese prüfen, ob Regelungen wie geplant wirken und die 
angestrebten Ziele erreichen, weitere Folgen eingetreten 
sind sowie Kosten und Nutzen in angemessenem Ver­
hältnis zueinander stehen.

So evaluierten das Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales, das Bundeskanzleramt, die Deutsche Ren­
tenversicherung Bund und das Statistische Bundesamt 
die Wirksamkeit des Flexirentengesetzes zur Förderung 
des flexiblen Arbeitens im Rentenübergang (Meyer und 

Übersicht 1
Projektthemen des Arbeitsbereichs Standardkosten-Modell beziehungsweise des Dienstleistungszentrums  
der Bundesregierung für Bessere Rechtsetzung 2009 bis 2022 

Fokus Wirtschaft  
(gegebenenfalls mit Verwaltung)

Fokus Bürgerinnen und Bürger  
(gegebenenfalls mit Verwaltung)

Fokus Verwaltung

Industrie- und Handelskammern

Zuwendungsrecht

Betriebliche Beauftragte

Aufbewahrungs- und Prüfungsfristen

Gewerbeanzeige

Deutschland-Online Kfz-Wesen

Einreiseoptimierung ausländischer Fachkräfte

Infrastrukturvorhaben

Schifffahrt

Meldeverfahren der sozialen Sicherung

Archivierung von Unternehmensdokumenten

Betriebsgründung und Nachgründungsphase

Arzt- und Zahnarztpraxen

Fälligkeit von Sozialversicherungsbeiträgen

Arbeits- und Nebeneinkommensbescheinigungen

Meldefristen umsatzsteuerpflichtiger Unternehmen

Vergaberechtsmodernisierungsgesetz

Kleinunternehmerregelung

Immobilienkaufverträge

Berufskraftfahrerqualifikation

Kurzfristige Beschäftigung

Bewacherregister

Landwirtschaft

Gewerbesteuer

Bodennutzungscodes in der Landwirtschaft

Elterngeld

Wohngeld

Studierenden-BAföG

Steuererklärungen

Gebühren im Ausländerrecht

Leistungen für pflegebedürftige oder chronisch 
kranke Menschen

Mutterschutz

Leistungen für Bildung und Teilhabe

Leistungen nach dem  
Unterhaltsvorschussgesetz

Flexirente

Leistungen für Kinder aus  
einkommensschwachen Familien

Besondere Gebührenverordnung BMI  
(Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat)

Luftsicherheitsgebührenverordnung

Besondere Gebührenverordnung  
des Auswärtigen Amtes

Gebühren des Auswärtigen Amtes  
im Pass- und Visa-Bereich

Zulagen nach dem Bundesbesoldungsgesetz und  
der Erschwerniszulagenverordnung

Digitale Gremienarbeit

Projektberichte stehen zur Verfügung unter www.destatis.de.
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andere, 2022). Rentenversicherte, Unternehmen, Exper­
tinnen und Experten der Rentenberatung sowie die Trä­
ger der Deutschen Rentenversicherung wurden befragt. 
Im Ergebnis war die Wirksamkeit des Gesetzes begrenzt, 
auch weil seine Details wenig bekannt sind. Während 
sich viele Versicherte einen flexibleren Rentenübergang 
wünschten, spielen die Maßnahmen des Flexirenten­
gesetzes eine geringe Rolle. Die Bereitschaft, länger zu 
arbeiten, hängt von der persönlichen Situation, finan­
ziellen Anreizen und passenden Angeboten ab. Als Ver­
besserungsmöglichkeit regten Versicherte unter ande­
rem ein erweitertes Online-Informationsangebot der 
Deutschen Rentenversicherung Bund an.

Seit 2015 wird die Methodik der Prozess- und Aufwands­
erhebung auch im Gebührenrecht eingesetzt: Im Auftrag 
des damaligen Bundesministeriums des Innern, für 
Bau und Heimat | 5 führte das Statistische Bundesamt 
eine systematische Erhebung zu über 200 Gebühren- 
tatbeständen in dessen Geschäftsbereich durch. Zu­
sammen mit den beteiligten Behörden (unter ande­
rem Bundespolizei, Bundesamt für Sicherheit in der 
Informationstechnik, Bundesverwaltungsamt) wurden 
Arbeitsprozesse und Zeitaufwände erhoben, ausgewer­

  5	 In der aktuellen Legislaturperiode wurde der Geschäftsbereich Bau  
in ein eigenes Ministerium überführt. Die Bezeichnung lautet nun 
Bundesministerium des Innern und für Heimat.

tet und mit Stundensätzen quantifiziert. Ziel war die 
Entwicklung eines Gebührenkatalogs, der Behörden  
und Gebührenschuldnern eine möglichst einfache, 
transparente und unbürokratisch anwendbare Tat­
bestandssammlung bietet. Gleichzeitig soll dieser 
Gebührenkatalog die Vorgaben an die Rechtssicherheit 
sowie das im Bundesgebührengesetz vorgesehene Kos­
tendeckungsprinzip für die individualisierbaren behörd­
lichen Kosten erfüllen. Die vom Statistischen Bundes- 
amt dokumentierten Gebührenbestimmungen veröffent­
lichte das Bundesministerium des Innern, für Bau und 
Heimat in der Begründung seiner Besonderen Gebüh­
renverordnung (Haider und andere, 2019).  Grafik 4

Diese Methodik setzte das Statistische Bundesamt auch 
bei der Besonderen Gebührenverordnung des Auswärti­
gen Amtes ein, welche die Gebühren der deutschen Aus­
landsvertretungen und Honorarkonsuln regelt. Gleiches 
gilt für die Novellierung der Luftsicherheitsgebühren­
verordnung mit Gebühren für Bundespolizei, Luftfahrt-
Bundesamt und Luftsicherheitsbehörden der Länder. 
Weitere Projektarbeiten für das Auswärtige Amt zu den 
Gebühren im Bereich Visa sowie Pass- und Personal­
ausweiswesen laufen. Das Statistische Bundesamt hat 
damit sein Angebot an Unterstützungsleistungen für die 
Bundesregierung entscheidend ausgebaut.

Grafik 4
Bestimmung rechtssicherer und kostendeckender Gebühren mit Unterstützung  
des Statistischen Bundesamtes

Ziel:
Rechtssicherheit 
durch transparente  
Gebührenbestimmung

Umsetzung:
in der besonderen  
Gebührenverordnung

Anforderung:
kostendeckende Gebühren

> schafft Transparenz für  
   Behörden und Gebühren­ 
   schuldner

zusätzlich:

> schlankere Prozesse

> kostendeckende  
   Einnahmen

> Entlastung beim  
   Erfüllungsaufwand

angelehnt an Methodik des 
Erfüllungsaufwands:

> Erhebung der Prozesse bei  
   beteiligten Behörden

> Ermittlung von Zeitaufwänden  
   und Stundensätzen

> Berechnung der Kosten der  
   Prozesse und Gebührensätze

> Bundesgebührengesetz

> Allgemeine Gebühren­ 
   verordnung

Dokumentation der evidenz-
basierten Gebührenbestim-
mung in der Verordnung

Gebührenbestimmung durch 
das Statistische Bundesamt

Bundeseinheitlicher 
Rechtsrahmen
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Fazit und Ausblick

Der ursprüngliche Arbeitsbereich „Standardkosten-
Modell“ hat seit seiner Einrichtung im Jahr 2006 zur 
Bestandsmessung von Bürokratiekosten der Wirtschaft 
bis zu seinem vielfältigen Aufgabenspektrum als Dienst­
leistungszentrum der Bundesregierung für Bessere 
Rechtsetzung eine eindrucksvolle Entwicklung genom­
men. Seine Kompetenzen, Methoden und Aufgaben 
wurden stetig ausgebaut. So wurden Hilfestellungen 
zu allen Phasen des Regelungskreislaufs erarbeitet und 
die Datengrundlagen, auf deren Basis bessere Recht­
setzung gelingen kann, wesentlich erweitert. Bereits 
bei der Gesetzesfolgenabschätzung unterstützt das Sta­
tistische Bundesamt die Bundesministerien dabei, die 
Auswirkungen auf den Erfüllungsaufwand zu beurteilen. 
Auf Wunsch hilft es zudem bei der Ermittlung geeigneter 
Datengrundlagen für eine Quantifizierung des Nutzens 
der Regelungen. Validierungsmessungen nach erfolgter 
Umsetzung zeigen, wie sich Aufwände tatsächlich ent­
wickelt haben. Sie sind auch eine wichtige Informations­
quelle für Evaluierungen zu Wirkung und Zielerreichung.

Solche Evaluierungen wesentlicher neuer oder geän­
derter Regelungen einige Jahre nach Inkrafttreten sind 
seit 2013 für die Ministerien verpflichtend. | 6 Auch hier 
bietet das Dienstleistungszentrum für Bessere Recht­
setzung Unterstützung an: Neben den genannten Eva­
luierungsprojekten wurde 2019 eine Kompetenzstelle 
eingerichtet, die die Ministerien zur Planung und Durch­
führung von Evaluierungen berät. Gemeinsam mit der 
Geschäftsstelle Bürokratieabbau und dem Nationalen 
Normenkontrollrat werden zudem Evaluierungsschulun­
gen angeboten, die den Beschäftigten der Ministerien 
das notwendige Methodenwissen vermitteln, sowie eine 
Arbeitshilfe zur Evaluierung bereitgestellt (Statistisches 
Bundesamt, 2022a). Zusätzlich sollen Nachmessungen 
des Erfüllungsaufwands und Evaluierungen künftig stär­
ker verzahnt werden, um weiteren Erkenntnisgewinn zu 
schaffen.  

Das Gesetz zur Einsetzung eines Nationalen Normen­
kontrollrates als gesetzliche Grundlage gibt dem Sta­

  6	 Beschlüsse des Staatssekretärsausschusses Bessere Rechtsetzung 
und Bürokratieabbau siehe www.bundesregierung.de

tistischen Bundesamt in diesem Bereich gewissen 
Freiraum bei der Ausgestaltung seiner Aufgaben. Dies 
ist notwendig, um aktuelle Themen und Entwicklungen 
kurzfristig aufgreifen zu können, etwa im Rahmen der 
Gesetzesfolgenabschätzung. Onlinebefragungen ergän­
zen die persönlichen, telefonischen und schriftlichen 
Erhebungsinstrumente und erleichtern es, viele von 
einer Regelung Betroffene zu befragen. Inwiefern flexi­
bel einsetzbare Onlinebefragungen das Vorhaben der 
Bundesregierung unterstützen können, die Beteiligung 
der Zivilgesellschaft und der Wirtschaft im Vorfeld der 
Gesetzgebung auszubauen und auch Erfahrungswissen 
im Vollzug frühzeitig einzubinden, wird geprüft. 

Wie flexibel der Arbeitsbereich in der Aufgabenwahrneh­
mung ist, konnte er auch in Krisenzeiten beweisen. So 
prüfte das Statistische Bundesamt die kurzfristig verab­
schiedeten Regelungen zur Bewältigung der wirtschaft­
lichen Folgen der Corona-Pandemie (etwa zu Wirtschafts­
hilfen für Unternehmen oder zur vorübergehenden 
Absenkung des Mehrwertsteuersatzes) hinsichtlich ihrer 
zu erwartenden Auswirkungen auf den Erfüllungsauf­
wand. Die Lebenslagenbefragung und die Datenaktua­
lisierung 2021 untersuchten ebenfalls mögliche Effekte 
der Pandemie. Damit konnte der Arbeitsbereich wesent­
lich schneller auf Datenbedarfe aufgrund der Pandemie 
reagieren als die amtliche Statistik an sich. 

Ebenso spielen Digitalisierungsprozesse eine wichtige 
Rolle. Ihre Auswirkungen auf den Erfüllungsaufwand 
werden unter anderem in den Datenaktualisierungen 
betrachtet, sind aber auch Thema von Ex-ante-Schät­
zungen und Projekten. Die Lebenslagenbefragungen 
beschäftigen sich anhand spezifischer Fragestellungen 
mit der Digitalisierung im Behördenkontakt.

Die Digitalisierung betrifft natürlich außerdem den 
Arbeitsbereich selbst: So arbeitet er – wie das Statisti­
sche Bundesamt insgesamt – an Entwicklung und Ein­
satz maschineller Lernverfahren. Ein durch maschinelles 
Lernen trainiertes Schätzmodell soll künftig die Qualität 
von Erfüllungsaufwandsschätzungen verbessern und 
den Arbeitsaufwand der Ministerien verringern (Levagin 
und andere, 2022).

Sich verändernde Interessen der Politik, aber auch der 
Wirtschaft und der Öffentlichkeit hat der Arbeitsbereich 
stets aufgegriffen und sein Angebot entsprechend wei­
terentwickelt. Neben den Kernaufgaben im Regelungs­
kreislauf reagiert er kurzfristig auf aktuelle Themen und 
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bietet umfassende Untersuchungen sowie Beratung und 
Wissensvermittlung an. Als Dienstleister und zentraler 
Ansprechpartner für Erkenntnisse zu bürokratischen 
Belastungen und den Datengrundlagen besserer Recht­
setzung ist der Arbeitsbereich mittlerweile etabliert.

Damit verkörpert er den in der strategischen Ausrichtung 
des Statistischen Bundesamtes verankerten Anspruch, 
die Position als führender Anbieter hochwertiger Daten 
in Deutschland zu stärken. Dazu bedarf es ständiger 
Weiterentwicklung bei der Gewinnung, Aufbereitung 
und Vermittlung der Daten. So sollen neue Themenfel­
der und Datenquellen erschlossen und verknüpft, Daten 
und ihr Gesamtzusammenhang verständlich gemacht 
und passgenaue Informationen für die Interessen der 
Nutzerinnen und Nutzer bereitgestellt werden. Das 
Dienstleistungszentrum der Bundesregierung für Bes­
sere Rechtsetzung hat diesen Weg seit seiner Gründung 
konsequent beschritten. Es ist damit ein wichtiger Teil 
des Leistungsspektrums und Potenzials des Statisti­
schen Bundesamtes. 
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ABKÜRZUNGEN

D Durchschnitt (bei nicht addierfähigen Größen) 

Vj Vierteljahr

Hj Halbjahr

a. n. g. anderweitig nicht genannt

o. a. S. ohne ausgeprägten Schwerpunkt

Mill. Million

Mrd. Milliarde

ZEICHENERKLÄRUNG

– nichts vorhanden

0 weniger als die Hälfte von 1 in der letzten besetzten Stelle, jedoch mehr als nichts

. Zahlenwert unbekannt oder geheim zu halten

. . . Angabe fällt später an

X Tabellenfach gesperrt, weil Aussage nicht sinnvoll

I oder — grundsätzliche Änderung innerhalb einer Reihe, die den zeitlichen Vergleich beeinträchtigt

/ keine Angaben, da Zahlenwert nicht sicher genug

( ) Aussagewert eingeschränkt, da der Zahlenwert statistisch relativ unsicher ist

Abweichungen in den Summen ergeben sich durch Runden der Zahlen.

Internet-Verlinkungen sind in der Online-Ausgabe hinterlegt.

Herausgeber
Statistisches Bundesamt (Destatis), Wiesbaden

Schriftleitung
Dr. Daniel Vorgrimler
Redaktion: Ellen Römer

Ihr Kontakt zu uns
www.destatis.de/kontakt

Erscheinungsfolge
zweimonatlich, erschienen im Dezember 2022
Ältere Ausgaben finden Sie unter www.destatis.de sowie in der Statistischen Bibliothek.

Artikelnummer: 1010200-22006-4, ISSN 1619-2907

© Statistisches Bundesamt (Destatis), 2022
Vervielfältigung und Verbreitung, auch auszugsweise, mit Quellenangabe gestattet.

https://www.destatis.de/DE/Service/Kontakt/Kontakt.html
https://www.destatis.de/DE/Methoden/WISTA-Wirtschaft-und-Statistik/_inhalt.html;jsessionid=5079901934FDBA791E15A63EB2BD1997.live712
https://www.statistischebibliothek.de/mir/receive/DESerie_mods_00000012?list=all

	Vom Standardkosten-Modell zum Dienstleistungszentrum für bessere Rechtsetzung
	1 Einleitung
	2 Bestandsmessung der Bürokratiekosten der Wirtschaft
	3 Einführung des Erfüllungsaufwands
	4 Lebenslagenbefragung
	5 Projekte
	6 Fazit und Ausblick
	Literaturverzeichnis
	Rechtsgrundlagen
	Impressum/Copyright



